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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

— Drucksache 2359 — 


A. Bericht des Abgeordneten Herold 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 138. Sitzung 
am 18. Januar 1961 den Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Wehrsoldgesetzes in erster Lesung 
beraten und anschließend dem Ausschuß für Ver- 
teidigung federführend und dem Ausschuß für Inne- 
res mitberatend überwiesen. In der 163. Sitzung am 
16. Juni 1961 wurde der Gesetzentwurf zusätzlich 
dem Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Inneres hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung vom 15. Juni 1961 beraten und 
den federführenden Ausschuß für Verteidigung 
durch Schreiben vom 20. Juni 1961 über das Ergeb- 
nis seiner Beratung unterrichtet. Der Ausschuß für 
Verteidigung hat den Entwurf in seinen Sitzungen 
vom 14. und 21. Juni 1961 unter Berücksichtigung 
der Empfehlungen des mitberatenden Ausschusses 
beraten, ihn einstimmig angenommen und dem 
Haushaltsausschuß am 21. Juni 1961 eine Zusammen- 
stellung seiner Beschlüsse — Ausschuß-Drucksache 
Nr. 78 — übersandt. Der Haushaltsausschuß hat in 
seiner Sitzung vom gleichen Tage den Entwurf be- 
raten und ihm in der geänderten Fassung bis auf 
Nr. 6 zugestimmt (vgl. unten zu Nr. 6). Der Ver- 
teidigungsausschuß hat in einer erneuten Beratung 
am 21. Juni 1961 einstimmig an seiner Fassung fest- 
gehalten. 

Die Bestimmungen im Einzelnen 

Der Ausschuß für Verteidigung hat die Regie- 
rungsvorlage im wesentlichen unverändert ange- 
nommen. Wegen der unveränderten Vorschriften 
wird deshalb auf die Begründung des Regierungs- 
entwurfs — Drucksache 2359 — verwiesen. Im Fol- 
genden werden nur die Bestimmungen erwähnt, in 


denen der Ausschuß von der Regierungsvorlage ab- 
gewichen ist. 

Zu Artikel 1 

Zu Nr. 2 Buchstabe c 

Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung 
wurde diese Bestimmung gestrichen. Es verbleibt 
also dabei, daß der Wehrsold am 1. und am 15. eines 
jeden Monats gezahlt wird. 

Zu Nr. 4 

Der Ausschuß für Inneres hatte empfohlen, aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung die in § 6 b 
vorgesehene Vier^Stufen-Regelung fallen zu lassen 
und ein für alle Soldaten einheitliches Entlassungs- 
geld zu zahlen. 

Der Ausschuß für Verteidigung ist dieser Empfeh- 
lung nicht gefolgt, weil seiner Ansicht nach die Ver- 
pflichtungen eines Verheirateten nach seiner Ent- 
lassung doch höher seien als die eines Ledigen, hier 
also ein Unterschied gemacht werden müsse. Da die 
Gruppe der Sechs-Monate^Dienenden zahlenmäßig 
sehr gering ist, verspricht sich der Ausschuß auch 
keine Verwaltungsvereinfachung von dem Vor- 
schlag, diese Gruppe genauso wie die Längerdienen- 
den zu behandeln. 

Zu Nr. 6 

Der Ausschuß für Inneres hatte empfohlen, die 
Sätze der Wehrsoldtabelle um 15 v. H. zu erhöhen. 
Er ging dabei von den erhöhten Lebenshaltungs- 
kosten aus und verwies darauf, daß die Bezüge der 
Beamten seit 1957 — also seit der Verkündung des 
Wehrsoldgesetzes — auch um 15 v. H. ei^höht wor- 
den seien. 
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Der Haushaltsausschuß empfahl eine Erhöhung um 
10 V. H., sprach sich aber gegen eine Erhöhung um 
15 V. H. aus. Der Wehrsold der Soldaten habe keine 
Beziehungen zur Beamtenbesoldung, die Begrün- 
dung der Erhöhung um 15 v. H. sei deshalb nicht 
stichhaltig, sie schaffe aber die Gefahr, daß künftig 
bei jeder Besoldungsneuordnung auch eine Wehr- 
solderhöhung gefordert werde. 

Der Verteidigungsausschuß teilt die Meinung des 
Haushaltsausschusses, daß zwischen der Beamten- 
besoldung und dem Wehrsold keine Koppelung be- 
steht und auch in Zukunft nicht bestehen soll. Dies 
ergibt sich auch schon daraus, daß bei der Erhöhung 
der Beamtenbesoldung vor einem Jahr um 7 v. H. 
keine Wehrsolderhöhung gefordert wurde. 

Der Verteidigungsausschuß ist aber der Meinung, 
daß die Teuerung der Gegenstände, für deren Er- 


werb der Wehrsold gedacht ist, eine Erhöhung um 
15 V. H. rechtfertigt, insbesondere unter Berücksich- 
tigung der Tatsache, daß heute dem Soldaten kein 
Putzgeld mehr gezahlt werde, der Soldat die für das 
Putzen erforderlichen Mittel also auch aus dem 
Wehrsold bestreiten muß. 

Der Ausschuß für Verteidigung trug um so we- 
niger Bedenken, eine Erhöhung des Wehrsoldes um 
15 V. H. vorzuschlagen, als die Bundesregierung er- 
klärte, daß die entstehenden Mehrausgaben im lau- 
fenden Haushaltsjahr gedeckt seien, also keine Er- 
höhung des entsprechenden Titels notwendig sei. 

Der Ausschuß für Inneres hatte weiter um eine 
Überprüfung der Anzahl der Wehrsoldgruppen ge- 
beten; er war der Meinung, daß weniger als 11 
Wehrsoldgruppen genügten. Der Verteidigungsaus- 
schuß vertritt die Meinung, daß dieses Problem zu 
einer späteren Zeit überprüft werden soll. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Herold 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2359 — in der aus 
der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 21. Juni 1961 


Der Ausschuß für Verteidigung 

Dr. Jaeger Herold 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

— Drucksache 2359 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz vom 30. März 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 308) in der Fassung des § 62 Abs. 5 
des Bundesbesoldungsgesetzes vom27.Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 993), des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 des 
Gesetzes über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des 
Rechts des öffentlichen Dienstes vom 20. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 705) und des Artikels 3 des 
Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungs- 
gesetzes vom (Bundesgesetzbl. . . .) wird wie 

folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird folgender Halbsatz 
angefügt: 

„ ; bei ihrer Entlassung erhalten sie ein Ent- 
lassungsgeld nach § 6 b''. 

b) ln Absatz 2 Satz 1 werden hinter den Worten 
„Absatz 1" die Worte „Satz 1 erster Halb- 
satz" eingefügt. 

c) Hinter Absatz 4 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) Soldaten, die an einer dienstlichen 
Veranstaltung im Sinne des § 4 Abs. 4 des 
Wehrpflichtgesetzes teilnehmen, erhalten 
keine Geldbezüge nach diesem Gesetz." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Muß der Soldat wegen der Zugehörig- 
keit seines Standortes zu einem anderen 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz vom 30. März 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 308) in der Fassung des § 62 Abs. 5 
des Bundesbesoldungsgesetzes vom27. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 993), des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 des 
Gesetzes über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des 
Rechts des öffentlichen Dienstes vom 20. August 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 705) und des Artikels 3 
des Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes vom 21. April 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 457) wird die folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


2. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Währungsgebiet als dem der Deutschen Mark 
über seine Bezüge in einer fremden Währung 
verfügen, und erhalten Berufssoldaten oder 
Soldaten auf Zeit bei entsprechender Ver- 
wendung in demselben Standort Auslands- 
dienstbezüge oder Auslandsbeschäftigungs- 
vergütung, so erhält er den doppelten Wehr- 
sold; dieser unterliegt dem Kaufkraftausgleich 
nach § 2 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung: 

„(4) Der Wehrsold wird am Fünften und 
Zwanzigsten des Monats im voraus gezahlt." 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die Tage, an denen der Soldat von der 
Teilnahme an der Gemeinschaftsverpflegung 
befreit ist, wird ihm Verpflegungsgeld in 
Höhe des Betrages gewährt, der nach § 23 des 
Bundesbesoldungsgesetzes auf die Dienstbe- 
züge der Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
für ihre Teilnahme an der Gemeinschaftsver- 
pflegung anzurechnen ist; die Höhe des Ver- 
pflegungsgeldes bei dienstlichem Aufenthalt 
im Ausland wird durch allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften bestimmt." 

b) Satz 3 wird gestrichen. 


b) unverändert 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 


3. unveränidert 


4. Hinter § 6 a wird folgender § 6 b eingefügt: 4. unverändert 

♦ 

,.§ 6 b 

Entlassungsgeld 

(1) Ein Soldat, dem am Entlassungstage Wehr- 
sold zugestanden hat, erhält ein Entlassungsgeld, 
wenn er nach Ableistung seines ununterbroche- 
nen Grundwehrdienstes von mindestens sechs 
Monaten oder vorher wegen Dienstunfähigkeit, 
die er nicht vorsätzlich verursacht hat, entlassen 
wird. Das gilt nicht, wenn ihm am Entlassungs- 
tage Übungsgeld oder Bezüge aus einem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst 
zugestanden haben. 

(2) Das Entlassungsgeld beträgt 

a) für Soldaten, deren Familienangehörige 
allgemeine Leistungen nach § 5 des 
Unterhaltssicherungsgesetzes erhalten 
haben, fünfundsiebzig Deutsche Mark, 

b) für die übrigen Soldaten fünfundvierzig 
Deutsche Mark. 

Bei der Entlassung nach einem mindestens zwölf- 
monatigen ununterbrochenen Grundwehrdienst 
beträgt das Entlassungsgeld für die in Satz 1 
Buchstabe a genannten Soldaten hundert Deut- 
sche Mark und für die in Satz 1 Buchstabe b ge- 
nannten Soldaten sechzig Deutsche Mark." 
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Entwurf 


B e 

Schlüsse des 5. Ausschusses 

5. In §■ 7 
^ Worte 

werden die Worte „§§ 3 bis 
„§§ 3 bis 6 b" ersetzt. 

6" durch die 

5. unverändert 


6. Die Wehrsoldtabelle (Anlage zu § 
hält folgende Fassung: 

2 Abs. 1) er- 

6. Die 
4 hält 

Wehrsoldtabelle (Anlage zu § 2 
folgende Fassung: 

Abs. 1) er- 


„Anlage I 
(zu § 2 Abs. 1) 


„Anlage I 
(zu § 2 Abs. 1) 


Wehrsold 



Wehrsold 


Wehr- 

sold- 

gruppe 

Dienstgrad 

Wehr- 

sold- 

tagessatz 

DM 

Wehr- 

sold- 

gruppe 

Dienstgrad 

Wehr- 

sold- 

tagessatz 

DM 

1 

Grenadier 

2 — 

1 

Grenadier 

2,30 

2 

Gefreiter, Obergefreiter, 
Hauptgef reifer 

2,50 

2 

Gefreiter, Obergefreiter, 
Hauptgefreiter 

2,90 

3 

Unteroffizier, Stabsunter- 
offizier 

2,80 

3 

Untere ff i z i e r , S t ab sunt e r- 
offizier 

3,20 

4 

Feldwebel, Oberfeldwebel, 
Hauptfeldwebel 

3 — 

4 

Feldwebel, Oberfeldwebel, 
Hauptfeldwebel 

3,50 

5 

Stabsfeldwebel, Leutnant 

3,50 

5 

Stabsfeldwebel, Leutnant 

4,— 

6 

Oberstabsfeldwebel, Ober- 
leutnant 

4 — 

6 

Oberstabsfeldwebel, Ober- 
leutnant 

4,60 

7 

Hauptmann 

5 — 

7 

Hauptmann 

5,80 

8 

Major, Stabsarzt, Stabs- 
ingenieur 

6 — 

8 

Major, Stabsarzt, Stabs- 
ingenieur 

6,90 

9 

Oberstleutnant, Oberstabs- 
arzt, Oberfeldarzt 

7,— 

9 

Oberstleutnant, Oberstabs- 
arzt, Oberfeldarzt 

8,10 

10 

Oberst, Oberstarzt 

3 — 

10 

Oberst, Oberstarzt 

9,20 

11 

Generale 

10 ,—" 

11 

Generale 

11,50" 


Artikel2 Artikel2 

(1) Artikel 1 Nr. 4 tritt mit Wirkung vom 1. März (1) unverändert 

1958 in Kraft, soweit er die Gewährung eines Ent- 
lassungsgeldes nach Ableistung eines ununterbro- 
chenen Grundwehrdienstes von mindestens zwölf 

Monaten vorschreibt. Im übrigen tritt dieses Ge- 
setz am Ersten des auf seine Verkündung folgenden 
Kalendermonats in Kraft. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- (2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Wehrsoldgesetzes in der Fas- tigt, den Wortlaut des Wehrsoldgesetzes in der Fas- 
sung des § 62 Abs. 5 des Bundesbesoldungsgesetzes, sung des § 62 Abs. 5 des Bundesbesoldungsgesetzes, 

des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 des Gesetzes über die des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 13 des Gesetzes über die Zu- 

Zuständigikeit auf dem Gebiet des Rechts des öffent- ständigkeit auf dem Gebiet des Rechts des öffent- 
lichen Dienstes vom 20. August 1960 (Bundesge- liehen Dienstes vom 20. August 1960 (Bundesge- 

setzbl. I S. 705), des Artikels 3 des Gesetzes zur setzbl. I S. 705), des Artikels 3 des Gesetzes zur 

Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom Änderung des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. . .) und dieses Gesetzes 21. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 457) und dieses 

in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und Gesetzes in neuer Paragraphenfolge bekanntzu- 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu besei- machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes 
tigen. zu beseitigen. 
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